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Aktenzeichen: 3 AZR 252/87
Bundesarbeitsgericht 3. Senat Urteil vom 13- Dezember 1988

~ 3 AZR 252/87 -

I. Arbeitsgericht 
Bocholt

Urteil vom 10. Januar 1986 
- 2 Ca 1-61*1/85 -

II. Landesarbeitsgericht 
Hamm

Urteil vom 2. Dezember 1985 
- 6 Sa 376/86 -

Für die Amtliche Sammlung: 'Nein
Für die Fachpresse: Ja
Für das Bundesarchiv: Nein N
EntscheldungsStichwort:

Hinweispflichten auf Zusatzversorgung

Gesetz: BetrAVG § 1 Zusatzversorgung; TVG § 4 Ausschlußfristen;
MTA § 67

Leitsätze:
1. Versäumt ein Arbeitgeber, den Arbeitnehmer uoer die 
versicherungsrechtlichen Vorteile einer rückwirkenden 
Versicherung bei der VBL zu belehren, so ist̂  er wegen 
der dem Arbeitnehmer daraus erwachsenden Nachteile zum 
Schadenersatz verpflichtet.
2. Der Schadenersatzanspruch wegen gebotener aber un­
terbliebener Hinweise auf die versicherungsrechtlichen 
Vorteile einer rückwirkenden Versicherung unterliegt 
nicht der tariflichen lusschlußfrist des § 67 MTA (§ 70 
BAT).
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3 AZR 252/87 
6 Sa 376/86 Hamm
Verkündet am 
13. Dezember 1988 Im Namen des Volkes!
Noll,
RegierungshauptSekretärin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Urteil

In Sachen

pp.

2JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


2

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 13. Dezember 1988 durch den Vorsit­
zenden richter Dr. Keither, die Richter Schaub und Griebeling 
sowie die ehrenamtlichen Richter Halberstadt und Fieberg für 
Recht erkannt:

1. Die Revision der Beklagten gegen das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Haram 
vom 2. Dezember 1986 - 6 Sa 376/86 - 
wird zurückgewiesen.

2. Die Beklagte hat die Kosten der Revi­
sion zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d :

Der Kläger verlangt von der Beklagten Schadenersatz, weil 
die Sachbearbeiter der Beklagten ihn nicht auf die Möglichkeit 
einer rückwirkenden Versicherung bei der Versorgungsanstalt des 
Bundes und der Länder (VBL) hingewiesen hätten.

Der am 7. Mai 1919 geborene Kläger trat am 6. Januar 1969 
als Verwaltungsangestellter in die Dienste der Beklagten. Er war 
im Arbeitsamt C beschäftigt. Das .Arbeitsverhältnis rich­
tete sich nach dem Bundes-Manteltarifvertrag für die Bundesan-

3

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


3

stalt für Arbeit. Die Parteien schlossen zwischen dem 6. Januar 
und dem 4. Juli 1969, jeweils für einen Monat befristete Arbeits­
verträge. Danach setzten sie das Arbeitsverhältnis unbefristet 
fort. Am 6, Juli 1969 meldete die Beklagte den Kläger bei der VBL 
an. Dem Kläger wurden im Umlaufverfahren eine Durchschrift dieser 
Anmeldung und am 2. September 1969 eine Satzung der VBL ausgehän­
digt. Ara 31. Mai 1984 trat er in den Ruhestand. Er erhält seit 
dem 1. Juni 1984 eine Zusatzrente auf der Basis einer Gesamtver­
sorgung von 40 % (= 584,60 DM monatlich ab 1. Juli 1984).

Der Kläger hat behauptet, Mitte September 1969 sei er vom 
Personalsachbearbeiter K des Arbeitsamtes C bei­
läufig auf dem Flur gefragt worden, ob er eine rückwirkende Ver­
sicherung bei der VBL wünsche. Seine Frage, welche Auswirkungen 
und Vorteile eine solche Nachversicherung mit sich bringe, sei 
dahin beantwortet worden, daß er dann eben sechs Monate länger 
bei der VBL versichert sei. Die Arbeitnehraeranteile für die letz­
ten sechs Monate würden von seinem Arbeitsentgelt einbehalten 
werden. Auf die wegen seines Lebensalters außerordentlichen Vor­
teile einer rückwirkenden Versicherung sei er nicht hingewiesen 
worden. Bei rechtzeitiger umfassender Information hätte er einen 
Antrag auf rückwirkende Versicherung bei der VBL gestellt. Dann 
hätte er eine Zusatzrente auf der Grundlage einer Gesamtversor- 
gung von 57 % (= 1.186,50 DM monatlich ab 1. Juli 1984) erlangen 
können.

Der Kläger hat - wie in der mündlichen Verhandlung vor dem 
Senat klargestellt wurde - beantragt
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festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet 
sei, ihm den Betrag zu zahlen, der sich ab 
01.06.1934 als Unterschied zv/ischen der tat­
sächlich gezahlten Versorgungsrente der VBL 
und dem Betrag der Versorgungsrente, der sich 
für ihn bei rückwirkender .Versicherung ab 06. 
01 ..1559 ergibt, abzüglich der in dem Zeitraum 
vom 06.01.1969 bis 05.07.1969 ersparten Bei­
träge des Klägers zur VBL.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
rgetragen, Mitte September 1969 habe das vom Kläger behauptete ■ 
sprach nicht stattgefunden. Ohne einen Wunsch des Klägers sei 
e nicht zu einer besonderen Beratung verpflichtet gewesen. Al­
in aus der Stichtagsregelung in der VBL-Satzung folge keine Be- 
hrungspflicht gegenüber dem Kläger. Dieser habe wegen seiner 
chversicherung keinerlei Eigeninitiative ergriffen.

Arbeite- und Landesarbeitsgericht haben der Klage stattgege- 
n. Hiergegen richtet sich die Revision der Beklagten, mit der 
e erreichen will, daß die Klage abgewiesen wird.

E n t s c h e i d u n g  s g r ü n d e  :

Die Revision der Beklagten ist nicht begründet. Die Beklagte 
ß dem Kläger Schadenersatz leisten, weil er nicht ausreichend 
er die Möglichkeit belehrt worden ist, die Versicherung bei der 
L rückwirkend für die Zeit ab 6.
n n e n ,

Januar 1969 absch11eßen zu
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1. Die Beklagte hat ihre Belehrungspflichten schuldhaft ver­
letzt .

a) Die Beklagte hätte den Kläger auf die Möglichkeit einer 
rückwirkenden Versicherung hinweisen müssen.

aa) Bei rückwirkender Versicherung hätte der Kläger eine erheb­
lich höhere Zusatzversorgung erhalten.

Nach § 46 des Manteltarifvertrags für die Angestellten der 
Bundesanstalt für Arbeit haben deren Arbeitnehmer Anspruch auf 
Versicherung unter eigener Beteiligung zum Zwecke einer zusätz­
lichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung nach Maßgabe eines 
besonderen Tarifvertrags. Aufgrund dieses Versorgungstarifver­
trags (Tarifvertrag Uber die Versorgung der Arbeitnehmer der Bun­
desanstalt für Arbeit vom 29. Dezember 1966) war der Kläger mit 
Begründung des Dauerarbeitsverhältnisses bei der VBL versiche­
rungspflichtig. Er konnte jedoch rückwirkend seit Beginn des Ar­
beitsverhältnisses versichert werden, wenn er dies gemäß § 4 Abs. 
1 Satz 4 des Tarifvertrags innerhalb einer Ausschlußfrist von 
drei Monaten seit Überführung in ein Dauerarbeitsverhältnis be­
antragte .

Die rückwirkende Versicherung hätte dem Kläger erhebliche 
Vorteile gebracht. Er hätte erreichen können, daß sich seine Ver­
sorgung nach der sogenannten Beamtenstaffel richtete (§ 41 Abs. 2 
Unterabs. 1 der VBL-Satzung). Nach dieser Staffel beträgt die 
GesamtVersorgung bis zur Vollendung einer gesamtversorgungsfähi-
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gen Zeit von zehn Jahren 35 v.H. des gesamtversorgungsfähigen 
Entgelts. Ohne rückwirkende Versicherung wurde - wie geschehen - 
die Versorgung nach § 41 Abs. 2 Unterabs. 2 der VBL- Satzung be­
rechnet. Diese Staffel ist anzuwenden, wenn der Versicherte bei 
Eintritt des Versicherungsfalles das 50. Lebensjahr vollendet hat 
und die bei der Rentenberechnung zu berücksichtigende gesamtver­
sorgungsfähige Zeit kürzer ist als die Zeit von der Vollendung 
des 50. Lebensjahres des Versicherten bis zum Eintritt des Versi­
cherungsfalles. Das war beim Kläger der Fall. Da er bei Begrün­
dung des unbefristeten Arbeitsverhältnisses das 50. Lebensjahr 
bereits vollendet hatte, war seine gesamtversorgungsfähige Zeit 
immer kürzer als die Zeit zwischen dem 50. Lebensjahr und dem 
Eintritt des Versorgungsfalles. So konnte der Kläger nur eine 
Berechnung erreichen, bei der für jedes Jahr der gesamtversor- 
gungsfähigen Zeit 2 v.H. des gesamtversorgungsfähigen Entgelts 
berücksichtigt vrurden.

bb) Auf diese erheblichen Vorteile hätte der beklagte Arbeitge­
ber den Kläger hinweisen müssen.

Die Verpflichtung des Arbeitgebers, dem Arbeitnehmer Versor­
gungsansprüche gegen die VBL zu verschaffen, umfaßt die vertrag­
liche Nebenpflicht, den Arbeitnehmer auf Antragsmöglichkeiten 
hinzuweisen und über die beitrags- und versicherungsrechtlichen 
Folgen eines Antrages im allgemeinen zu belehren. Es obliegt dann 
dem Arbeitnehmer, die für ihn zweckmäßige Form der Altersversor­
gung auszuwählen. Nur so kann der Arbeitgeber seine Verpflichtung 
erfüllen, dem Arbeitnehmer eine möglichst vollständige Zusatzver-
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sorgung zu verschaffen (vg1* BAGE 14, 193, 195 = AP Nr. 5 zu 
§ 511 BGB öffentlicher Dienst, zu I der Gründe; Urteil vom 22. 
November 1963 - 1 AZR 17/6  ̂ ~ AP Nr* 6 zu § 611 3GB öffentlicher 
Dienst; Urteil vom 18. Dszerâ er ^984 - 3 AZR 168/82 - AP Nr. 3 zu
§ 1 BetrAVG Zusatzversorgungskasse, zu 1 a der Gründe; Urteil vom
15. Oktober 1985 - 3 AZR 612/83 - AP Nr. 12, aaO, zu I der Grün­

de ).

Damit wird der Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes nicht 
Uberfordert. Sr braucht den Arbeitnehmer nur auf die ihm bekann­
ten Möglichkeiten hinzuweisen. Die Folgen eines Antrags auf rück­
wirkende Versicherung sind aus der Satzung der VBL abzulesen. Sie 
waren vom Arbeitgeber leichter zu erkennen als von einem Arbeit­
nehmer, der erstmals im öffentlichen Dienst beschäftigt wird. Dem 
Arbeitgeber hätte das kritische Eintrittsalter des Klägers auf­
fallen müssen. Daß die Versorgung nach verschiedenen Staffeln 
berechnet wird, muß jedem Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes 
bekannt sein. Dann hätte ihm bei Prüfung der verschiedenen Tatbe­
standsvoraussetzungen auch auffallen müssen, daß die Vollendung 
des 50. Lebensjahres im allgemeinen ein kritischer Stichtag ist. 
Deshalb hätte die Beklagte den Kläger auf die unterschiedlichen 
Rechtsfolgen bei rückwirkender und nicht rückwirkender Versiche­
rung hinweisen müssen.

Diese Nebenverpflichtung hat die Beklagte nicht erfüllt. Da­
bei kann dahingestellt bleiben, ob die Behauptungen des Klägers 
oder die Behauptungen der Beklagten wahr sind.
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Trifft das Vorbringen des Klägers zu, so hatte die Beklagte 
den Kläger nicht vollständig belehrt. Die Belehrung war zudem in­
haltlich falsch. Die rückwirkende Versicherung führte nicht nur 
zu einer längeren Versicherungsdauer. Die Folgen waren schwerwie­
gender. Trifft das Vorbringen der Beklagten zu, so hat sie ihre 
Belehrungspflichten nicht vollständig erfüllt. Sie hat den Kläger 
nicht auf die versicherungsrechtlichen Folgen eines Antrags auf 
rückwirkende Begründung der Versicherung hingewiesen. Auch das 
verpflichtet zum Schadenersatz.

b) Die Belehrung ist schuldhaft unterblieben. Die Beklagte hat 
für das Verschulden ihrer Erfüllungsgehilfen einzustehen (§ 273 
BGB) und deren Vorsatz oder Fahrlässigkeit zu vertreten (§ 276 
BGB). Bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt mußte 
für die Sachbearbeiter der Beklagten erkennbar sein, daß sie im 
Anschluß an die 'übernähme des Klägers in ein unbefristetes Ar- 
beitsverhältnis ihre Hinweispflichten nicht dadurch erfüllen 
konnten, daß sie dem Kläger eine Durchschrift ihres Anmeldungs­
schreibens sowie die Satzung der VBL zur Kenntnis brachten. Es 
war ohne weiteres.erkennbar, daß der Kläger ohne weitere Informa­
tionen keine sachgemäßen Entscheidungen treffen konnte.

c) Die unterbliebene oder möglicherweise sogar fehlerhafte Auf­
klärung des Klägers über die Möglichkeiten einer rückwirkenden 
Versicherung war für den teilweisen Verlust der Rentenanspriiche 
des Klägers ursächlich. Bei einer gehörigen Aufklärung hätte der 
Kläger mit Sicherheit von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht. 
Hätte die Beklagte dies bestreiten wollen, hätte sie die Gründe
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dafür darlegen und beweisen müssen (BAG Urteil vom 18. Dezember 
1984 - 3 AZR 168/82 - AP Nr. 3 zu § 1 BetrAVG Zusatzversorgungs­
kassen, zu 2 der Gründe; Urteil vom 15. Oktober 1985 - 3 AZR 
612/83 - AP Nr. 12, aaO, zu III 1 der Gründe; BGH NJW 1973, 1638; 
1984, 1397, 1399). Das ist nicht geschehen.

2. An der Entstehung und am Umfang des Schadens trifft den Klä­
ger kein den Umfang der Schadenersatzverpflichtung einschränken­
des Mitverschulden (§ 254 Abs. 1 und 2 BGB).

a) Nach § 254 Abs. 1 BGB hängt die Verpflichtung zum Ersatz so­
wie der Umfang des zu leistenden Ersatzes von den Umständen, ins­
besondere davon ab, inwieweit der Schaden vorwiegend dem Kläger 
oder der Beklagten zuzurechnen ist. Zwar hat der Kläger etwa ei­
nen Monat vor Ablauf der Frist eine Satzung der VBL erhalten. 'Aus 
der Satzung hätte er selbst oder mit Hilfe von Rechtsberatern die 
Bedeutung des 50. Lebensjahres erkennen können. Jedoch war ihm 
nicht zuzumuten, jede einzelne Satzungsbestimmung auf ihre recht­
liche Bedeutung gerade für die spätere Berechnung seiner Zusatz­
versorgung zu überprüfen. Hierfür gab es aus der Sicht des Klä­
gers keine Anhaltspunkte. Er durfte darauf vertrauen und sich 
darauf verlassen, daß die Beklagte ihn auf die besonderen Mög­
lichkeiten beim Abschluß des Versicherungsvertrages hinwies und 
ihn Uber die Tragweite der zu treffenden Entscheidung unterrich­
tete. Ein Mitverschulden bei der Entstehung des Schadens scheidet 
damit aus (vgl. auch BAG Urteil vom 18. Dezember 1984 - 3 AZR 
168/82 - AP Nr. 3 zu § 1 BetrAVG Zusatzversorgungskassen, zu 3 
der Gründe).
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d) Der Klager hat auch nicht gegen seine Schadensminderungs- 
pflicht verstoßen. Nach § 254 Abs. 2 Satz 1 BGB ist dem Geschä­
digten als Hitverschulden zuzurechnen, wenn er es unterlassen 
hat, den Schaden abzuwenden oder zu mindern. Zwar hat sich der 
Kläger während der gesamten Dauer des Arbeitsverhältnisses nicht 
um seine bei der VBL bestehende Versicherung gekümmert und damit 
unterlassen, die Beklagte um Nachversicherung zu bitten, um den 
drohenden Schaden abzuwenden. Dies konnte von ihm auch nicht er­
wartet werden. Der Kläger hatte keinen Anlaß, den Angaben der 
Beklagten zu mißtrauen und seine Zusatzversorgung zu überprüfen.

3. Der Schadenersatzanspruch ist entgegen der Auffassung der 
Beklagten nicht infolge Ablaufes der tariflichen Verfallfrist er­
loschen .

Nach § 67 MTA verfallen Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis, 
wenn sie nicht innerhalb einer Ausschlußfrist von sechs Monaten 
nach Fälligkeit vom Angestellten oder Arbeitgeber schriftlich 
geltend gemacht werden, soweit tarifvertraglich nichts anderes 
bestimmt ist. Der Senat ist in ständiger Rechtsprechung davon 
ausgegangen, daß die Ausschlußfrist nicht für den Anspruch des 
Arbeitnehmers gegen den Arbeitgeber auf Verschaffung einer Zu­
satzversorgung gegen die VBL und auch nicht für einen Schadener­
satzanspruch gegen den Arbeitgeber wegen unterlassener Zusatzver­
sorgung gilt (BAG Urteil vom 12. Januar 197'+ - 3 AZR 114/73 - AP 
Nr. 5 ZU § 242 BGB Ruhegehalt-VBL, zu III der Gründe; Urteil vom 
24. Mai 1974 - 3 AZR 422/73 - AP Nr. 6, aaO; Urteil vom 15. Hai
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1975 - 3 AZR 257/74 - AP Nr. 7, aaO, zu 5 b der Gründe; SAGE 42, 
130, 13? = AP Nr. 11 zu § 70 BAT, zu II 2 c der Gründe; 47, 169, 
179 = AP Nr. 5 zu § 1 BetrAVG Zusatzversorgungskassen, zu III der
Gründe).

An dieser Rechtsprechung ist wiederholt Kritik geübt worden 
(vgl. Uttlinger/Breier/Kiefer, BAT, Stand: 1. November 1935, ?> 70 
Erl. 7; Clemens/Scheuring/Steingen/Wiese, BAT, Stand: Februar 
1938, § 70 Anm. 6 a; GKÖD-Fieberg, Bd. IV, Stand: Mai 1988, § 70 
BAT Rz 34; zuletzt Kiefer, NZA 1988, 785, 788 f.). Der Senat hält 
nach erneuter Überprüfung der Rechtslage zumindest für Schadener­
satzansprüche wegen unzureichender Versicherung an seiner Recht­
sprechung fest.

Der öffentliche Arbeitgeber ist aufgrund der Versorgungsta­
rifverträge zum Abschluß von Gruppenversicherungsverträgen mit 
der VBL verpflichtet (OSchG VBL vom 20. Februar 1987 - OS 
25/86 ZTR 1987, 86, 87; BGH Urteil vom 16. März 1988 - IV a ZR
154/87 - ZTR 1988, 211). Auf diese hat er alsdann Umlagen abzu­
führen. Unterbleibt der Abschluß des Versicherungsvertrages, so 
wird der Arbeitgeber schadenersatzpflichtig (§ 325 BGB). Der 
Schaden entsteht aber erst bei Versetzung in den Ruhestand. Erst 
dann können die entgangenen Rentenansprüche beurteilt werden. Die 
tarifliche Ausschlußfrist kann damit frühestens bei Eintritt in 
den Ruhestand beginnen. Es ist schon zweifelhaft, ob die Aus­
schlußklausel nach ihrem Wortlaut den Verschaffungsanspruch und 
den ihn ersetzenden Schadenersatzanspruch erfaßt. Zumindest nach 
ihrem Zweck ist eine einschränkende Auslegung geboten. Tarifliche
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Verfallfristen sollen eine kurzfristige Abwicklung der Ansprüche 
aus dem Arbeitsverhältnis sicherstellen. Sie sollen aber nicht 
Ansprüche beschneiden, die erst entstehen, ’wenn das Arbeitsver­
hältnis beendet wird und der Ruhestand beginnt.

Dr. Heither Schaub Griebeling
Halberstadt Fieberg
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